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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Finanzdepartement EFD. 

 
Begründung 

Der Regierungsrat begrüsst die Änderung des Finanzinstitutsgesetzes, wel-
che auch Zahlungsmittelinstitute und Krypto-Institute einbezieht. Durch eine 
klarere Regulierung des Krypto-Marktes wird rechtliche Sicherheit geschaf-
fen, was den Schutz der Kundinnen und Kunden sowie die Integrität des Fi-
nanzsystems stärkt. Diese Anpassung ermöglicht zudem eine sichere und 
verantwortungsvolle Nutzung innovativer Finanztechnologien wie Kryptowäh-
rungen. Eine einheitliche Regulierung trägt zur Förderung des Vertrauens in 
den Krypto-Markt bei und erleichtert die Integration von Krypto-
Dienstleistungen in den traditionellen Finanzsektor. Allerdings sollte die Vor-
gabe zur Aufbewahrung der Kundengelder weiter präzisiert werden, um 
Klumpenrisiken sowie höhere Kosten im traditionellen Bankenmarkt zu ver-
meiden. Zudem sollte der für Kryptowährungen benötigte Strom nachhaltig 
bereitgestellt werden. 
 

                                                                                           
 

 

 


